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1 
Wann ist Wiedereinsetzung bei Klage 
per Mail ohne Signatur zulässig? 

Kernaussage 

Die Klageerhebung zum Finanzgericht per E-Mail ist ohne 

qualifizierte elektronische Signatur formunwirksam. Aller-

dings kann dieser Mangel beseitigt werden, da grundsätz-

lich Wiedereinsetzung in den vorigen Stand möglich ist. 

Sachverhalt 

Die Kläger machten in ihrer Einkommensteuererklärung 

2008 verschiedene Aufwendungen geltend, die das Fi-

nanzamt nicht berücksichtigte. Die Kläger erhoben Ein-

spruch, der mit Datum vom 6.5.2010 als unbegründet zu-

rückgewiesen wurden. Nach der der Einspruchsentschei-

dung beigefügten Rechtsbehelfsbelehrung ist die Klage 

schriftlich einzureichen. Am 4.6.2010 ging die Klage beim 

zuständigen Finanzgericht Neustadt per E-Mail ohne elekt-

ronische Signatur ein. Daraufhin teilte das Gericht mit, die 

Klage sei nicht ordnungsgemäß erhoben worden. An-

schließend erhoben die Kläger am 14.6.2010 nochmals per 

unterschriebenem Telefax Klage. 

 

Entscheidung 

Das Finanzgericht bejahte daraufhin die Zulässigkeit der 

Klage. Das Urteil ist allerdings noch nicht rechtskräftig. 

Mangels elektronischer Signatur war die Klage per E-Mail 

nicht formgerecht. Die anschließende Klage per Fax erfolg-

te zu spät. Jedoch ist Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand zu gewähren. Dies bedeutet, dass die Klage im Er-

gebnis nicht zu spät erfolgte und nun in der Sache über die 

Berücksichtigung der Aufwendungen entschieden werden 

kann. Das Finanzgericht gewährte die Wiedereinsetzung, 

da die Kläger ohne Verschulden die Frist verpassten. Denn 

als steuerliche Laien konnten sie aus der Rechtsbehelfsbe-

lehrung nicht erkennen, dass das Schriftstück aufgrund der 

Schriftform mit einer eigenen Unterschrift oder einer qualifi-

zierten elektronischen Signatur versehen sein muss. Au-

ßerdem akzeptiert die Finanzverwaltung Rheinland-Pfalz 

bei einer ähnlichen Rechtsbehelfsbelehrung auch Einsprü-

che per E-Mail ohne qualifizierte elektronische Signatur. 

Daher kann der Laie nicht ohne Weiteres erkennen, dass 

dies bei der anschließenden Klage anders ist. 

Konsequenz 

Die Entscheidung zeigt, dass man in manchen Fällen ein 

Fristversäumnis noch retten kann. Entspannter lebt es sich 

jedoch, wenn man wichtige Angelegenheiten, wie z. B. eine 

Klage, klassisch per Post einreicht. 
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2 
Neue Steuerberatervergütungsver-
ordnung in Kraft getreten 

Kernfrage 

Nach der Zustimmung des Bundesrates zur Novellierung 

der Steuerberatergebühren ist die neue Verordnung am 

20.12.2012 in Kraft getreten. In Anlehnung an das Gebüh-

renrecht der Rechtsanwälte lautet die Bezeichnung zukünf-

tig "Vergütungsverordnung für Steuerberater, Steuerbe-

vollmächtigte und Steuerberatungsgesellschaften (Steuer-

beratervergütungsverordnung – StBVV)". Die Novelle be-

rücksichtigt die gestiegene Preis- und Kostenentwicklung 

bei den Steuerberaterpraxen seit der letzten Anpassung im 

Jahr 1998. Der Preisindex ist in diesen 14 Jahre um mehr 

als 22 %, die Lohnkosten sind um mehr als 20 % gestie-

gen. Die Aktualisierung der Steuerberatervergütungsver-

ordnung beinhaltet z. B. die Schaffung neuer Gebührentat-

bestände, für die bislang keine Abrechnungsgrundlage 

bestand. Dies betrifft konkret die Abrechnung für die Über-

wachung der Lohnsumme oder die Thesaurierungsrücklage 

oder die Zusammenfassende Meldung. 

Änderung der bestehenden Steuerbera-
tungsvergütungsordnung 

Folgende Vergütungssätze für Steuerberater wurden ange-

hoben: die Gebührentabellen A bis E wurden linear um 5 % 

erhöht. Die Zeitgebühr wurde auf 30 – 70 EUR je angefan-

gene halbe Stunde angehoben; der Höchstgebührensatz 

für ein erstes Beratungsgespräch beträgt nun 190 EUR. 

Die Betragsrahmengebühren im Bereich der Lohnabrech-

nung wurden durchschnittlich um 80 % erhöht. Verschiede-

ne Mindestgegenstandswerte bei der Anfertigung von 

Steuererklärungen wurden ebenfalls angehoben, z. B.: 

Einkommensteuererklärung ohne Ermittlung der Einzelein-

künfte von 6.000 EUR auf 8.000 EUR, Körperschaftsteuer-

erklärung von 12.500 EUR auf 16.000 EUR, Gewerbesteu-

ererklärung von 6.000 EUR auf 8.000 EUR, Erbschaftsteu-

ererklärung von 12.500 EUR auf 16.000 EUR. Die Vor-

schrift für die Ermittlung des Überschusses der Einnahmen 

über die Werbungskosten wurde erweitert und eröffnet nun 

für Vorarbeiten, die über das übliche Maß erheblich hin-

ausgehen eine zusätzliche Abrechnung nach Zeitgebühr. 

Darüber hinaus kann der Steuerberater die Abrechnung 

einer Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung künftig nach 

den Gegenstandswert vornehmen, der sich nach der 

Summe der berichtigten ergänzten und nachgeholten An-

gaben bemisst. Der Mindestgegenstandwert beträgt hier 

8.000 EUR. Der Gebührenrahmen für Zwischenabschlüsse 

wurde auf 10/10 bis 40/10 angehoben und entspricht nun 

dem Maß des normalen Jahresabschlusses. 

Schaffung zusätzlicher Gebührentatbe-
stände 

Die Aktualisierung der Steuerberatervergütungsverordnung 

beinhaltet daneben auch die Schaffung neuer Gebühren-

tatbestände, für die bislang keine Abrechnungsgrundlage 

bestand. Dies betrifft konkret die Abrechnung für die Über-

wachung der Lohnsumme oder die Thesaurierungsrücklage 

oder die Zusammenfassende Meldung. Regelungen, die 

durch die Novelle überflüssig wurden, sind entfallen, wie z. 

B. die Abrechnungsgrundlage für die Eigenheimzulage. 

3 Fragebogen zu Photovoltaikanlagen 

Kernaussage 

Die umsatzsteuerliche Behandlung von 

Photovoltaikanlagen ist nicht einfach. Auseinandersetzun-

gen mit der Finanzverwaltung waren und sind nicht selten 

und enden häufig vor den Finanzgerichten. Zuletzt hatte 

der Bundesfinanzhof (BFH) u. a. grundlegend Stellung zum 

Vorsteuerabzug aus der Renovierung von Dächern anläss-

lich der Aufbringung einer Photovoltaikanlage bezogen. 

Wer nichts falsch machen möchte, sollte sich daher vor der 

Investition gründlich informieren und gegebenenfalls steu-

erlichen Rat einholen. 

Neues Formular  

Das bayerische Landesamt für Steuern hat nun ein Formu-

lar entwickelt und im Internet bereitgestellt, das die wich-

tigsten Parameter abfragt, die umsatzsteuerlich von Bedeu-

tung sind. 

Konsequenz 

Das Formular ist nicht nur aus Sicht des Finanzamtes von 

Interesse. Vielmehr kann es Unternehmern, die eine Pho-

tovoltaikanlage errichten wollen, als Orientierung dienen, 

was alles im Hinblick auf die Umsatzsteuer wichtig ist und 

entsprechend von der Finanzverwaltung voraussichtlich 

abgefragt werden wird. Weiterhin ermöglicht es das Formu-

lar auch aktiv, die Besteuerung in die richtigen Bahnen zu 

lenken. So wird u. a. abgefragt, ob die Photovoltaikanlage 

dem Unternehmensvermögen zugeordnet wird. Dies ist von 

Bedeutung, wenn der produzierte Strom auch für private 

Zwecke genutzt wird. Unterbleibt eine rechtzeitige Zuord-

nung, z. B. durch Verwendung des Formulars, so ist ein 

Vorsteuerabzug nicht mehr möglich. 

Rechtslage 

Gesetze kommen nur in Zusammenwirken von Bundestag 

und Bundesrat zustande. Aufgabe des so genannten Ver-

mittlungsausschusses ist es dabei, bei Meinungsverschie-

denheiten eine Einigung zu erzielen. Im Falle der Minijob-

Reform hat der Bundesrat am 23.11.2012 dem vom Bun-

destag verabschiedeten "Gesetz zu Änderungen im Be-

reich der geringfügig Beschäftigten" zugestimmt. Ob es 

sich bei diesem Gesetz um ein zustimmungspflichtiges 

Gesetz oder nur um ein Einspruchsgesetz handelt, wurde 

4 
Bundesrat stimmt der Minijob-Reform 
zu 
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somit nicht weiter problematisiert. Auch musste der Vermitt-

lungsausschuss nicht angerufen werden. 

Kernpunkt der Minijob-Reform 

Die wichtigsten Punkte der Reform sind die Anhebung der 

Minijob-Grenze auf 450 EUR sowie der Gleitzone mit ei-

nem Entgelt zwischen 450,01 und 850 EUR und die Einfüh-

rung einer generellen Rentenversicherungspflicht mit Be-

freiungsfunktion. Das bedeutet, dass die Minijobber es 

dann ausdrücklich ablehnen müssen, wenn sie den Ren-

tenversicherungsbeitrag der Arbeitgeber in Höhe von 15 % 

nicht auf den vollen Beitragssatz von dann 18,9 % aufsto-

cken wollen. 

Konsequenz 

Bei einem Minijob zahlen die Arbeitnehmer keine Sozialab-

gaben. Stattdessen entrichten die Arbeitnehmer pauschal 

30 % für Kranken- und Rentenversicherung sowie Steuern. 

Bei den sogenannten Midijobs steigen die Sozialabgaben 

schrittweise auf die volle Höhe an. Kritik an dieser Reform 

wurde insbesondere geübt, weil die Minijobs im Ruf stehen, 

zur Festigung des Niedriglohnsektors beizutragen. 

5 
Markt- und Flexibilitätsprämie nach 
dem EEG in der Umsatzsteuer 

Rechtslage 

Zum 1.1.2012 wurde das EEG (Gesetz für den Vorrang 

Erneuerbarer Energien) neu gefasst. U. a. wurden die 

Markt- sowie die Flexibilitätsprämie eingeführt. Die Markt-

prämie wird Anlagenbetreibern gewährt, die ihren Strom 

direkt vermarkten. Der Strom wird dabei nicht an den Netz-

betreiber veräußert, sondern an andere Abnehmer. Die 

Flexibilitätsprämie kann von Betreibern von Biogasanlagen 

neben der Marktprämie in Anspruch genommen werden. 

Mit der Prämie soll ein Anreiz geschaffen werden, zusätzli-

che Kapazitäten bereit zu stellen, die jedoch nicht perma-

nent abgerufen werden. Ziel der Prämie ist es, flexibler auf 

die stark schwankende Nachfrage nach Strom reagieren zu 

können. 

Neue Verwaltungsanweisung 

Nach Ansicht des Bundesfinanzministeriums (BMF) handelt 

es sich sowohl bei der Markt- als auch bei der Flexibilitäts-

prämie um echte nicht steuerbare Zuschüsse. 

Konsequenz 

Durch das Schreiben des BMF wird nun klargestellt, dass 

die Prämien nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Dies war 

in der Finanzverwaltung bisher nicht ganz unumstritten. So 

hatte die Oberfinanzdirektion (OFD) Niedersachsen noch 

zu Beginn des Jahres die Prämien als steuerpflichtiges 

Entgelt von dritter Seite qualifiziert. Dies ist wohl auch der 

Grund dafür, dass das BMF eine Übergangsregelung ge-

währt. So wird für Stromlieferungen, die vor dem 1.1.2013 

erfolgen, der Vorsteuerabzug gewährt, wenn die Prämien 

mit Ausweis von Umsatzsteuer abgerechnet werden. 

6 
Kosten für nur betrieblich nutzbare 
Fahrerlaubnis sind abzugsfähig 

Kernproblem 

Durch das Schreiben des BMF wird nun klargestellt, dass 

die Prämien nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Dies war 

in der Finanzverwaltung bisher nicht ganz unumstritten. So 

hatte die Oberfinanzdirektion (OFD) Niedersachsen noch 

zu Beginn des Jahres die Prämien als steuerpflichtiges 

Entgelt von dritter Seite qualifiziert. Dies ist wohl auch der 

Grund dafür, dass das BMF eine Übergangsregelung ge-

währt. So wird für Stromlieferungen, die vor dem 1.1.2013 

erfolgen, der Vorsteuerabzug gewährt, wenn die Prämien 

mit Ausweis von Umsatzsteuer abgerechnet werden. 

Sachverhalt 

Der minderjährige Sohn eines selbstständigen Landwirts 

arbeitete gelegentlich unentgeltlich im elterlichen Betrieb 

mit. Durch behördliche Genehmigung wurde ihm der vor-

zeitige Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse T mit der 

Maßgabe gestattet, dass sich diese bis zur Vollendung des 

18. Lebensjahres auf das Führen von landwirtschaftlichen 

Zugmaschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit von bis zu 

40 km/h beschränkte. Die Kosten der Fahrerlaubnis für den 

im 1. Streitjahr gerade einmal 15jährigen zog der Landwirt 

als Betriebsausgaben ab. Anlässlich einer Außenprüfung 

versagte das Finanzamt den Abzug mit Hinweis auf das 

Fehlen eines Arbeitsverhältnisses und eine betriebliche 

Veranlassung. Der Landwirt verwies auf die behördliche 

Auflage, so dass die Nutzung eines Kleinkraftrads oder 

Quads bis 45 km/h (zu welcher die Fahrerlaubnis auch 

berechtigte) nicht möglich gewesen sei. Die erst später 

wirksam werdende private Nutzung sei ebenso unerheblich 

wie das Fehlen eines förmlichen Arbeitsverhältnisses. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht ist den Argumenten des Landwirts ge-

folgt und hat den Abzug zugelassen. Für die Richter war 

die in den Streitjahren ausschließlich betrieblich gegebene 

Nutzungsmöglichkeit entscheidungserheblich. Der späteren 

privaten Nutzung haben die Richter schon deswegen wenig 

Bedeutung beigemessen, weil nach deren Auffassung 

insbesondere männliche und im ländlichen Raum wohnen-

de Jugendliche in aller Regel bestrebt seien, zum frühest-

möglichen Zeitpunkt die Fahrerlaubnis der Klasse B zu 

erwerben. So geschah es auch im Streitfall. 

Konsequenz 

Das Fehlen eines Arbeitsverhältnisses war ohne Belang, 

denn die betrieblichen Vorteile waren hiervon unabhängig. 

Das Urteil ist rechtskräftig. 
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7 
EuGH zur Umsatzsteuer bei Grund-
stücksverkäufen 

Kernaussage 

Der Verkauf von Grundstücken ist in Deutschland gemäß 

des geltenden EU-Rechts umsatzsteuerlich zwar grund-

sätzlich steuerbar, in der Regel aber steuerbefreit. Nicht-

landwirtschaftliche Umsätze außerhalb des landwirtschaftli-

chen Betriebs unterliegen auch bei pauschalierenden 

Landwirten grundsätzlich der Regelbesteuerung. 

Sachverhalt 

Ein pauschalierender Landwirt überführte ein Grundstück, 

das aufgrund des seinerzeit geltenden Flächennutzungs-

plans als landwirtschaftliche Nutzfläche ausgewiesen war, 

in sein Privatvermögen. Anschließend wurde – ohne sein 

aktives Zutun – der Flächennutzungsplan geändert, wo-

durch das Grundstück zu Bauland wurde. Um es besser 

verkaufen zu können, parzellierte der Landwirt das Grund-

stück in mehrere Einzelparzellen und begann, diese zu 

veräußern. Das zuständige Finanzamt sah in dem Verkauf 

eine nachhaltige, wirtschaftliche Tätigkeit, die sowohl nach 

europäischem, als auch nach nationalem Recht ein um-

satzsteuerpflichtiger Vorgang sei. Hiergegen klagte der 

Landwirt schließlich vor dem Europäischen Gerichtshof 

(EuGH). 

Entscheidung 

Der EUGH entschied, dass – unabhängig vom Merkmal 

des pauschalierenden Landwirts –, durch den Verkauf des 

Grundstücks grundsätzlich kein umsatzsteuerpflichtiger 

Vorgang entsteht, solange dieser im Rahmen der Verwal-

tung des Privatvermögens erfolgt. Denn der Verkauf eines 

Grundstücks stellt dem Grunde nach keine wirtschaftliche 

Tätigkeit dar. Diese Feststellung ist unabhängig von Zahl 

und Umfang der getätigten Verkäufe, sodass auch eine 

vorherige Parzellierung zunächst unschädlich ist. In Ab-

grenzung zu den umsatzsteuerfreien Verkäufen im Rah-

men der privaten Vermögensverwaltung stellte der EUGH 

allerdings fest, dass eine steuerpflichtige Tätigkeit dann 

vorliegt, wenn der Verkäufer "aktive Schritte" zum Vertrieb 

des Grundstücks vornimmt. Indizien für eine solche Aktivität 

können z. B. die Beantragung eines Bebauungsplans und 

dessen Finanzierung oder die Anlage von Straßen und 

Abwasserkanälen sein. Ferner die Einschaltung eines Bau-

trägers, eine Veräußerung von Bauparzellen in Verbindung 

mit Architektenleistungen und Betreuungsbindung oder 

aber die unentgeltliche Übertragung von Grundstücken an 

die Gemeinde für die Anlegung von Straßen. 

Konsequenz 

Während nach geltendem, europäischen Recht der Verkauf 

von Grundstücken nur dann umsatzsteuerpflichtig ist, wenn 

dies nicht im Rahmen der Vermögensverwaltung geschieht, 

ist der Verkauf von Grundstücken in Deutschland gemäß 

nationalem Recht grundsätzlich von der Umsatzsteuer 

befreit. Das Urteil ist somit insbesondere auf EU-Ebene 

relevant und stärkt dort die Rechte privater Grundstücks-

verkäufer. In Abgrenzung zur Umsatzsteuer sei allerdings 

darauf hingewiesen, dass der Verkauf von Grundstücken 

nach nationalem, deutschen Steuerrecht zwar umsatzsteu-

erfrei ist, jedoch entweder aufgrund des Umfangs ("3 Ob-

jektgrenze") oder aber aufgrund einer "aktiven Verkaufsför-

derung" wohlmöglich als gewerblicher Grundstückshandel 

zu bewerten ist. Hierdurch können sich unter Umständen 

ertrag- und gewerbesteuerliche Konsequenzen für den 

Verkäufer ergeben. Insbesondere in Hinblick auf die im 

Vorfeld eines Verkaufs ergriffenen Maßnahmen zeigt die 

Praxis allerdings, dass es erhebliche Unterschiede bezüg-

lich deren Bewertung gibt. Ob und welche Maßnahme für 

sich oder im Bündel schädlich ist, hängt maßgeblich vom 

jeweiligen Einzelfall ab, sodass im Falle entsprechender 

Verkäufe stets ein erhebliches Steuerrisiko entsteht, wel-

ches unbedingt vor Beginn der Verkaufsaktivität zu klären 

ist 

8 
Abgrenzung: Land- und Forstwirt-
schaft und Gewerbebetrieb 

Kernaussage 

In der Praxis ist oftmals die Einkünftequalifizierung für Per-

sonengesellschaften, die eigene und fremde landwirtschaft-

liche Flächen bewirtschaften, nicht ganz einfach. Das Fi-

nanzgericht Sachsen-Anhalt setze sich nun mit der Ab-

grenzung zwischen Einkünften aus Gewerbebetrieb und 

solchen aus Land- und Forstwirtschaft auseinander. 

Sachverhalt 

Ein Vater und sein Sohn gründeten eine atypische stille 

Gesellschaft, die neben originär landwirtschaftlichen Ein-

künften aus der Bewirtschaftung der eignen Flächen auch 

noch Einkünfte aus der Erbringung von Lohnarbeiten sowie 

dem Verkauf von Diesel an fremde Dritte erzielte. Die Erlö-

se aus der Fremdbewirtschaftung und dem Dieselverkauf 

überstiegen allerdings die zur Abgrenzung von Land- und 

Forstwirtschaft zu einem Gewerbebetrieb wesentliche ab-

solute Umsatzgrenze von 51.500 EUR. Zwischen den Ei-

gentümern der fremdbewirtschafteten Flächen und der 

Gesellschaft bestanden zudem Vereinbarungen, aufgrund 

derer die Eigentümer der fremden Flächen am Gewinn der 

Gesellschaft beteiligt waren. Daher argumentierten Vater 

und Sohn gegenüber dem Finanzamt, das wegen der 

überwiegend gewerblichen Tätigkeit eine Umqualifizierung 

der landwirtschaftlichen in gewerbliche Einkünfte vorge-

nommen hatte, dass die Eigentümer der fremdbewirtschaf-

teten Flächen als Mitgesellschafter anzusehen seien und 

die (Fremd-)arbeiten folglich im Rahmen des eigenen, 

landwirtschaftlichen Betriebs erbracht würden. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab allerdings dem Finanzamt Recht 

und verwies in seiner Begründung darauf, dass gewerbli-

che Tätigkeiten bzw. Dienstleistungen im Rahmen des 
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land- und forstwirtschaftlichen Betriebes grundsätzlich nur 

dann begünstigt werden, wenn diese im Rahmen eines 

landwirtschaftlichen Betriebs erbracht und die entspre-

chenden Grenzen eingehalten werden. An diesem Grund-

satz seien "auch Vereinbarungen zwischen Landwirten [ … 

], die Elemente eines Gesellschafts-, Pacht-, Ernteteilungs- 

oder Bewirtschaftungsvertrages enthielten" zu messen. 

Konsequenz 

Eine Umqualifizierung vormals landwirtschaftlicher Einkünf-

te in gewerbliche Einkünfte hat insbesondere für Perso-

nengesellschaften gravierende ertrag-, sowie bilanz- und 

umsatzsteuerliche Konsequenzen (z. B. Aktivierung des 

Feldinventars/umsatzsteuerliche Regelbesteuerung). Eine 

Umqualifizierung ist im Regelfall jedoch nicht das Ergebnis 

einer plötzlichen Änderung des Geschäftsbetriebes, son-

dern vielmehr die Konsequenz eines längeren Prozesses, 

in dessen Verlauf der Umfang "schädlicher" Aktivität suk-

zessive zunimmt – oftmals ohne dass dies bewusst wahr-

genommen wird. Daher sollten die ausgeführten Aktivitäten 

fortlaufend auf ihre mögliche "Schädlichkeit" hin überprüft 

werden. Falls der Umfang der schädlichen Aktivitäten eine 

kritische Größe erreicht, sollten frühzeitig Maßnahmen 

getroffen werden, die eine gewerbliche "Infektion" des land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebes verhindern. Dabei ist im 

Sinne einer möglichst hohen Rechtssicherheit darauf zu 

achten, dass (gesellschafts-)rechtliche Konstruktionen 

gewählt werden, die aufgrund ihrer Eindeutigkeit und Klar-

heit einer kritischen Überprüfung – etwa im Rahmen einer 

Betriebsprüfung – standhalten. 

 

 

 

Rechtsstand: April 2013 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!
 


